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Wirksame Gestaltung von LPG-Rechtsverfahren
Der VIII. Parteitag der SED hat auch der sozialistischen 
Landwirtschaft der DDR Ziel und Weg einer weiteren 
erfolgreichen Entwicklung gewiesen. Ihr ist die Auf
gabe gestellt, die Bevölkerung noch besser mit Nah
rungsmitteln und die Industrie mit Rohstoffen aus der 
eigenen landwirtschaftlichen Produktion zu versorgen. 
Das erfordert ihre weitere sozialistische Intensivierung 
durch den schrittweisen Übergang zu’ industriemäßigen 
Formen der Produktion im Wege der Kooperation./l/ 
Der XI. Bauernkongreß der DDR vom Juni 1972 hat 
Bilanz darüber gezogen, wie die Genossenschaftsbauern 
und die Arbeiter der volkseigenen Güter die Beschlüsse 
des VIII. Parteitages der SED bisher verwirklicht haben. 
Zugleich hat er die Richtung gewiesen, wie Genossen
schaftsbauern und Landarbeiter in den nächsten Jah
ren zur Lösung der vom VIII. Parteitag beschlossenen 
Hauptaufgabe beitragen können./2/
Die Verwirklichung dieser Ziele können auch die Ge
richte mit ihren spezifischen Mitteln, insbesondere mit 
der Rechtsprechung und einer gezielten Öffentlichkeits
arbeit, unterstützen. Wie sie den ihnen insoweit oblie
genden Aufgaben gerecht werden, hat der 1. Zivilsenat 
des Obersten Gerichts in den Bezirken Dresden, Pots
dam und Rostock untersucht. Dabei ging es vor allem 
darum, den Gerichten zu helfen, auch LPG-Rechtsver
fahren rationeller, mit höherer Qualität und größerer 
gesellschaftlicher Wirksamkeit durchzuführen und da
bei die Hinweise der 30. Plenartagung des Obersten 
Gerichts/3/ und des Arbeitsmaterials des Kollegiums 
für Zivil-, Familien- und Arbeitsrechtssachen zur ef
fektiven Durchführung der gerichtlichen Verfahren auf 
den Gebieten des Zivil-, Familien-, Arbeits- und LPG- 
Rechts/4/ zu nutzen.

Gesellschaftlich wirksame Ausgestaltung 
der Einzelverfahren
Im Beschluß der 9. Plenartagung des Obersten Gerichts 
vom 30. März 1966 über die Aufgaben der Gerichte bei 
der Durchsetzung des LPG-Rechts/5/ stand die Klärung 
materiellrechtlicher Fragen im Vordergrund. Dieser Be
schluß hat zu einer besseren Durchsetzung des LPG- 
Rechts beigetragen./6/ Darüber hinaus enthält er aber 
auch einige prinzipielle Hinweise darauf, wie LPG- 
Rechtsverfahren gesellschaftlich wirksamer gestaltet 
werden können. Die Umsetzung dieser Hinweise ist 
den Gerichten jedoch nicht in gleicher Weise gelun
gen.
Sachverhaltsaufklärung und Ursachenfeststellung

Wir verkennen keineswegs, daß bei der Aufklärung des 
Sachverhalts oft Schwierigkeiten auftreten, die auf ge
wisse Mängel in der Arbeit der Leitungsorgane in den 
LPGs zurückzuführen sind. So konnten wir feststellen, 
daß Beschlüsse der Mitgliederversammlung und des
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Vorstands entweder gar nicht oder nur unvollständig 
protokolliert wurden. Das darf die Gerichte aber nicht 
hindern, den wahren Sachverhalt trotzdem ausreichend 
aufzuklären.
Zu beanstanden ist vor allem, daß in einer Reihe von 
Fällen, in denen die Sachaufklärung einen besonderen 
Aufwand erforderte, versucht worden ist, den Schwie
rigkeiten dadurch aus dem Wege zu gehen, daß der 
Abschluß eines Vergleichs empfohlen wurde. Solchen 
Vereinbarungen mangelt es in der Regel an Überzeu
gungskraft und gesellschaftlicher Wirksamkeit. Sie stel
len nicht zu billigende Kompromisse dar, mit denen in 
der Regel der Konflikt nicht der sozialistischen Gesetz
lichkeit entsprechend gelöst wird. Derartige Vergleiche 
sind ungeeignet, die Durchsetzung des LPG-Rechts zu 
gewährleisten, weil in ihnen zumeist nicht dargelegt 
wird, von welchen tatsächlichen und rechtlichen Voraus
setzungen die Parteien beim Abschluß der Vereinbarung 
ausgegangen sind.
In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, daß 
gerade in LPG-Rechtsverfahren fast immer vor Klage
erhebung zwischen den Beteiligten — oft unter Einschal
tung des Rates für landwirtschaftliche Produktion und 
Nahrungsgüterwirtschaft (RLN) — versucht wird, zu 
einer außergerichtlichen Regelung zu gelangen. Oft füh
ren diese Bemühungen zum Erfolg, so daß man unter
stellen kann, daß die Sachen, die zu den Gerichten 
kommen, besonders problematisch sind und deshalb 
einer umfassenden Klärung und zutreffenden recht
lichen Beurteilung bedürfen.
Mängel gibt es auch noch bei der Feststellung der Ur
sachen der Konflikte. Sofern sich nicht aus dem Vor
trag der Parteien entsprechende Hinweise ergeben, 
wird nicht genügend untersucht, weshalb z. B. das Mit
glied ohne ausreichende gesellschaftlich gerechtfertigte 
Gründe nicht mehr in der Genossenschaft arbeiten will. 
Es wird nicht immer geprüft, ob materielle Erwägun
gen des Mitglieds eine Rolle spielen oder ob sein Ver
halten z. B. auf Mängel in der Leitungstätigkeit der 
Genossenschaft, auf Differenzen mit Vorstandsmitglie
dern oder auf Schwierigkeiten in der genossenschaft
lichen Arbeit zurückzuführen ist. Werden während des 
Verfahrens Mängel in der Leitung oder in der Arbeits
organisation bekannt, wird nicht immer ausreichend 
untersucht, worauf sie zurückzuführen sind. Schenkt 
das Gericht aber in solchen Fällen der Feststellung der 
Ursachen zu wenig Aufmerksamkeit, dann begibt es 
Sich der Möglichkeit, durch eine zielstrebige Auswer
tung des Verfahrens zur Verbesserung der genossen
schaftlichen Arbeit und damit zur Festigung der Mit
gliedschaftsverhältnisse beizutragen.
Die Feststellung der Ursachen des Konflikts ist also 
nicht Selbstzweck, sondern eine wesentliche Vorausset
zung für eine der Gesetzlichkeit entsprechende Entschei
dung zur umfassenden Lösung der streitigen Probleme 
und für weitere gesellschaftswirksame Maßnahmen. Au
ßerdem sind festgestellte Konfliktursachen eine wich
tige Grundlage für die analytische Tätigkeit/7/.

Rationelle Gestaltung des Gerichtsverfahrens
Gegenüber anderen Zivilrechtsverfahren nehmen LPG- 
Rechtsverfahren meist keine längere Zeit in Anspruch. 
In vielen Fällen, in denen der Sachverhalt unkompli
ziert und die zu entscheidenden Rechtsprobleme nicht 
schwierig waren, ist es den Gerichten gelungen, be-
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